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Abstract: Die arbeitsmarktökonomische Forschung zu Betriebsräten hat über eine lange 

Zeit hinweg gesamtgesellschaftliche Implikationen vernachlässigt und ausschließlich die 

ökonomischen Konsequenzen untersucht, die sich auf betrieblicher Ebene ergeben. Erst 

seit Kurzem gehen Studien der Frage nach, welche Auswirkungen betriebliche 

Mitbestimmung auf das politische Interesse und die politischen Einstellungen von 

Beschäftigten hat. Der vorliegende Beitrag diskutiert die theoretischen Grundlagen, die 

zentralen empirischen Befunde und die politischen Implikationen. 
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1 Der vorliegende Beitrag basiert auf einer Keynote Speech, die der Verfasser auf der Jahrestagung 
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1. Einleitung 

Es liegt in der Natur der Sache, dass sich die Arbeitsmarktökonomik mit den spezifischen 

Funktionsweisen und wirtschaftspolitischen Herausforderungen von Arbeitsmärkten 

beschäftigt. Dabei konzentriert sich die Analyse allerdings häufig ausschließlich auf das 

Arbeitsmarktgeschehen im engeren Sinne und betrachtet Arbeitsmärkte losgelöst vom 

gesamtgesellschaftlichen Kontext, in den diese Märkte eingebettet sind. So stehen Fragen 

des Humankapitals, der Einkommensverteilung, der Lohnkosten, der internationalen 

Wettbewerbsfähigkeit, der Deregulierung von Arbeitsmarktinstitutionen, der 

Finanzierbarkeit sozialer Sicherungssysteme sowie der Schaffung von Arbeits- und 

Leistungsanreizen im Vordergrund. 

 Zwar gibt es eine Reihe von Studien, die sich mit den Auswirkungen kultureller, 

politischer und gesellschaftlicher Rahmenbedingungen auf Arbeitsmärkte beschäftigen 

(Alesina und Giuliano 2010, Botero et al. 2004, Chadi and Jirjahn 2024, Giavazzi et al. 

2013). Die Frage, welche Rückwirkungen das Geschehen auf dem Arbeitsmarkt auf 

Gesellschaft und Demokratie hat, wird in der Arbeitsmarktökonomik jedoch in der Regel 

ausgeblendet und Studien aus der Politikwissenschaft, Soziologie oder Psychologie 

überlassen. Dies ist aus mindestens zwei Gründen unbefriedigend. Zum einen verzichten 

Arbeitsmarktökonomen darauf, ihre analytische und methodische Kompetenz bei der 

Analyse einer wichtigen Fragestellung einzubringen. Zum anderen lassen sich fundierte 

arbeitsmarktpolitische Schlussfolgerungen nur dann ziehen, wenn man 

Wirkungsmechanismen in ihrer Gesamtschau betrachtet und nicht einzelne Mechanismen 

selektiv herauspickt. Eine übergreifende Gesamtschau, die die gesellschaftlichen 

Konsequenzen berücksichtigt, ist gerade in Zeiten zunehmender Politikverdrossenheit, 
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sozialer Desintegration, gesellschaftlicher Polarisierungen und zunehmendender 

rechtspopulistischer Tendenzen von hoher Dringlichkeit (Guriev und Papioannou 2022, 

Solijonov 2016). 

 Arbeitsmärkte sind ein überaus interessantes Forschungsfeld, um die 

Rückwirkungen der ökonomischen Sphäre auf den gesamtgesellschaftlichen Kontext zu 

studieren. Es gibt ein spezifisches Charakteristikum von Arbeitsmärkten, das die 

gesellschaftlichen und politischen Konsequenzen dieser Märkte besonders relevant macht. 

Wenn die Ware Arbeitsleistung auf dem Arbeitsmarkt gegen Lohn getauscht wird, dann 

lässt sich diese Ware nicht vom Menschen als ihrem Träger trennen. Damit sind die Träger 

der Arbeitsleistung mit all ihren menschlichen Facetten den im Betrieb vorherrschenden 

Arbeitsbedingungen und hierarchischen Organisationsstrukturen unterworfen. Hier setzt 

die Political-Spillover-Theorie an (Budd 2014, Budd und Lamare 2020). Erfahrungen, die 

Menschen während ihrer Arbeit machen, haben der Political-Spillover-Theorie zufolge 

einen Einfluss auf das politische Verhalten außerhalb des Arbeitslebens.2 Die Grundidee 

besteht darin, dass partizipative Strukturen in Betrieben politische Apathie und 

Autoritätshörigkeit überwinden und das politische Engagement von Beschäftigten fördern. 

 Der vorliegende Beitrag diskutiert aktuelle Studien, die die traditionelle 

arbeitsmarktökonomische Perspektive erweitern und begonnen haben, die Political-

 
2 Die Idee, dass die Erfahrungen, die Beschäftige im Arbeitsleben machen, das politische Verhalten 

jenseits des Arbeitslebens beeinflussen, wurde bereits von John Stuart Mill (1848) formuliert. Diese 

Idee wurde durch die partizipative Demokratietheorie (Pateman 1970) und im Kontext von 

Arbeitnehmerkooperativen wieder aufgegriffen (Vanek 1971). 
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Spillover-Theorie für Deutschland zu untersuchen.3 Diese Studien analysieren den Einfluss 

betrieblicher Mitbestimmung auf das politische Interesse und die politischen Einstellungen 

von Beschäftigten.4 Die betriebliche Mitbestimmung hat während der letzten vier 

Jahrzehnte eine bemerkenswerte Aufmerksamkeit in der ökonomischen Forschung 

erhalten. Dabei standen überwiegend die Auswirkungen auf Produktivität, Löhne, 

Profitabilität, Investitionen und Innovationen im Vordergrund (Jirjahn und Smith 2018, 

Mohrenweiser 2022). Ein Fokus auf die ökonomischen Konsequenzen ist jedoch zu eng 

und beleuchtet nur einen (wenn auch wichtigen) Aspekt betrieblicher Mitbestimmung. In 

der politischen wie auch wissenschaftlichen Diskussion, findet sich zwar regelmäßig der 

Hinweis, dass betriebliche Mitbestimmung zu einer Demokratisierung der Arbeitswelt 

beitrage (Müller-Jentsch 1995, 2008). Was eine Demokratisierung der Arbeitswelt konkret 

bedeutet, ist dabei aber für lange Zeit unklar geblieben und wurde überhaupt nicht 

systematisch untersucht. Die aktuellen empirischen Befunde zur Political-Spillover-

Theorie zeigen, dass sich mehr Wirtschaftsdemokratie in Betrieben in der Tat positiv auf 

das demokratische Verhalten von Beschäftigten außerhalb des betrieblichen Kontexts 

auswirkt. 

 
3 Der vorliegende Beitrag knüpft an Überlegungen von Jirjahn (2024a) an und erweitert diese. 

4 Während die Forschung zu politischen Spillover-Effekten in Deutschland noch sehr jung ist, 

werden diese Effekte für andere Länder schon seit geraumer Zeit untersucht. Internationale Studien 

für andere Länder fokussieren dabei in der Regel auf die Rolle von Gewerkschaften, direkten 

Partizipationsformen und Arbeitnehmerkooperativen (vgl. Budd und Lamare 2020 sowie Jirjahn 

2025 für einen Überblick). 
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 Die Studien zur Political-Spillover-Theorie folgen einem allgemeinen Trend, 

ökonomische Analysen auf Themenfelder auszudehnen, die lange Zeit anderen Disziplinen 

vorbehalten waren (Lazear 2000). Sind geeignete Daten vorhanden, dann lässt das 

ökonometrische Rüstzeug konsequent für die Analyse neuer Themenfelder einsetzen. Bei 

der Erschließung nichttraditioneller Themenfelder stellt sich aus theoretischer Sicht 

allerdings regelmäßig die Frage, ob die Einsichten, die wir hier gewinnen, unsere 

ökonomische Denkweise in Frage stellen oder in den ökonomischen Theorierahmen 

integriert werden können. Der vorliegende Beitrag argumentiert, dass sich die Political-

Spillover-Theorie vor dem Hintergrund der Fortschritte, die die ökonomische Theorie bei 

der Modellierung psychologischer und sozialer Prozesse erzielt hat, sehr gut in die 

ökonomische Denkweise einbinden lässt. Abschließend geht der Beitrag auch auf die 

wirtschaftspolitischen Implikationen ein, die sich aus der Political-Spillover-Theorie 

ergeben. 

 
2. Die Political-Spillover-Theorie 

Arbeitsbeziehungen sind hierarchisch strukturiert. Der Arbeitgeber hat eine 

Weisungsbefugnis gegenüber den eingestellten Arbeitskräften und trifft alle relevanten 

betrieblichen Entscheidungen. Man mag solche hierarchischen Beziehungen über die 

Verringerung von Transaktionskosten begründen (Williamson et al. 1975). Alternativ kann 

man hierarchische Beziehungen als Ausdruck von Machtausübung ansehen, die dazu dient, 

dass sich Arbeitgeber ein größeres Stück des erwirtschafteten Surplus aneignen (Acemoglu 

2022, Bowles 1985, Marglin 1974). 

 Im Kontext des vorliegenden Beitrags ist der entscheidenden Punkt, dass Menschen 

einen beträchtlichen Teil ihres Lebens auf der Arbeit verbringen und mit all ihren 
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menschlichen Facetten den im Betrieb vorherrschenden Arbeitsbedingungen und 

hierarchischen Organisationsstrukturen ausgesetzt sind. Hier kommt die Political-

Spillover-Theorie ins Spiel. Die grundlegende Überlegung ist, dass die Erfahrungen, die 

Menschen in ihrem Arbeitsleben machen, auch ihr Verhalten außerhalb der Arbeit 

beeinflussen (Budd 2014, Budd und Lamare 2020). In einem strikt hierarchisch 

organisierten Betrieb sind die Beschäftigten mehr oder weniger passive 

Anweisungsempfänger nicht hinterfragter Vorgaben des Managements. Dies dürfte zu 

verstärkter politischer Apathie und Autoritätshörigkeit führen. Sind die 

Entscheidungsstrukturen demgegenüber partizipativ organisiert, dann machen die 

Beschäftigten die Erfahrung, dass sie Entscheidungen mit beeinflussen können. Diese 

Erfahrung wirkt sich der Political-Spillover-Theorie zufolge positiv auf das politische 

Interesse und Engagement von Arbeitskräften aus. Aus theoretischer Sicht lassen sich vier 

mögliche Transmissionsmechanismen unterscheiden, die diesen Zusammenhang 

begründen können (Jirjahn und Le 2024a). 

 
2.1 Verstärktes Gefühl politischer Selbstwirksamkeit 

Partizipative Entscheidungsstrukturen gleichen das Machtgefälle zwischen Management 

und Beschäftigten zumindest teilweise aus. Sie brechen mit strikt hierarchischen Formen 

der Betriebsführung. Wenn Arbeitnehmer mitbestimmen und eigene Ideen einbringen, 

dann machen sie die Erfahrung, etwas bewegen können. Die Erfahrung, etwas bewegen zu 

können, stärkt über den Arbeitsplatz hinaus das Vertrauen in die eigene politische 

Selbstwirksamkeit und ermutigt Arbeitnehmer, sich außerhalb des Betriebs verstärkt mit 

Politik auseinanderzusetzen (Pateman 1970, Schur 2003). 
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2.2 Erwerb politischer Fähigkeiten 

Partizipative Entscheidungsstrukturen können dazu beitragen, dass Beschäftigte 

Fähigkeiten erwerben, die es ihnen ermöglichen, auch jenseits der Arbeitswelt effektiver 

an politischen Prozessen teilzunehmen. Diese Fähigkeiten ermöglichen beispielsweise das 

Reflektieren politischer Argumente, die kompetente Teilnahme an politischen 

Diskussionen, das Sprechen in der Öffentlichkeit oder auch das wirkungsvolle Formulieren 

von Forderungen (Verba et al. 1995). 

 
2.3 Erhöhtes Bewusstsein für die politische Dimension von Arbeit 

Die Aushandlungsprozesse mit dem Management und das Mitgestalten von 

Arbeitbedingungen stärken das Bewusstsein dafür, dass die Arbeitsbedingungen nicht 

naturgegeben sind. Die Beschäftigten lernen, dass Arbeitsbedingungen vielmehr auch von 

arbeitsrechtlichen Normen und damit letztlich von politischen Entscheidungen außerhalb 

des Betriebs abhängen. Dies erhöht die Bereitschaft, sich verstärkt mit politischen Themen 

auseinanderzusetzen, die das Arbeitsleben betreffen (Bryson et al. 2013, 2014, Kim und 

Margalit 2017). 

 
2.4 Verstärkte generalisierte Solidarität 

Partizipative Entscheidungsstrukturen bedeuten auch, dass demokratische Prozesse 

innerhalb der Belegschaft an Bedeutung gewinnen. Die Beschäftigten müssen gemeinsame 

Interessen identifizieren, um geschlossen gegenüber dem Management auftreten zu 

können. Dies erfordert einen intensiveren Austausch untereinander und führt dazu, dass 

jeder Arbeitnehmer mehr über die Bedürfnisse und sozialen Problemlagen anderer 

Arbeitnehmer erfährt. Die Beschäftigten lernen, dass ein gemeinsames und geschlossenes 
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Auftreten eine zentrale Voraussetzung dafür ist, dass Interessen durchgesetzt werden 

können. Die Beschäftigten identifizieren sich in verstärktem Maße mit 

Arbeitnehmerinteressen und entwickeln eine generalisierte Solidarität, so dass sie bereit 

sind, sich auch außerhalb des Betriebs für die Belange von Arbeitnehmern einzusetzen 

(Ahlquist et al. 2014, Booth et al. 2017, Cregan et al. 2009, Weber et al. 2008, Weber et al. 

2009). 

 
3. Betriebliche Mitbestimmung 

3.1 Der repräsentative Charakter betrieblicher Mitbestimmung 

Eine kleine Zahl ökonometrischer Studien hat damit begonnen, die Political-Spillover-

Theorie für Deutschland zu untersuchen. Im Vordergrund dieser Studien steht die Frage, 

wie sich die betriebliche Mitbestimmung auf das politische Interesse und die politischen 

Einstellungen von Beschäftigten auswirkt. Bei der betrieblichen Mitbestimmung handelt 

es sich um eine repräsentative Form der Partizipation. Nicht die Beschäftigten, sondern 

Betriebsratsmitglieder als gewählte Vertreter der Belegschaft beraten und verhandeln mit 

dem Management. Die Beschäftigten üben über ihre Vertreter ausschließlich einen 

indirekten Einfluss auf betriebliche Entscheidungen aus. 

 Dieser repräsentative Charakter mag den Zweifel aufwerfen, dass betriebliche 

Mitbestimmung tatsächlich zu einer Demokratisierung der Arbeitswelt beiträgt (Honneth 

2023). Da die Beschäftigten sind nicht direkt in Entscheidungen einbezogen sind, besteht 

die Gefahr, dass Betriebsratsfunktionäre und Manager Entscheidungen über die Köpfe der 

Beschäftigten hinweg treffen. Autoritäre Strukturen würden somit unangetastet bleiben. 

Wäre dies der Fall, dann wären die oben genannten Transmissionsmechanismen 

unwirksam und es würden sich keine politische Aktivierungsfunktion für die Beschäftigten 
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ergeben. Letztlich würde betriebliche Mitbestimmung dem Ehernen Gesetz der Oligarchie 

unterliegen (Michels 1911). 

 Verschiedene Argumente sprechen jedoch dafür, dass die betriebliche 

Mitbestimmung als repräsentative Institution zu einer Demokratisierung des Arbeitslebens 

beitragen kann, die über die alle vier Jahre regulär stattfindenen Betriebsratswahlen 

hinausgeht (Jirjahn 2024, 2025). Ein Betriebsrat als Collective-Voice-Institution aggregiert 

die Präferenzen der Beschäftigten, um sich gegenüber dem Management mit einem 

schlüssigen und von der Belegschaft getragenen Konzept für die Verbesserung von 

Arbeitsbedingungen und Personalpolitik einzusetzen. Dies ist nur auf der Basis intensiver 

Kommunikationsprozesse möglich, die sowohl den Austausch zwischen Betriebsrat und 

Belegschaft wie auch den Austausch der Beschäftigten untereinander einschließen. Der 

Betriebsrat muss sich mit den Beschäftigten austauschen, um Informationen über deren 

Präferenzen zu sammeln und die Unterstützung der Belegschaft für seine Politik zu 

gewinnen. Die Beschäftigten müssen sich – sicherlich oft vermittelt durch den Betriebsrat 

– untereinander austauschen, um gemeinsame Interessen zu identifizieren oder einen 

Interessenausgleich herzustellen. Schließlich muss sich der Betriebsrat mit den 

Beschäftigten – etwa auf Betriebsversammlungen – über die Ergebnisse seiner Tätigkeit 

austauschen. Dies alles führt dazu, dass die Beschäftigten in die betriebliche 

Mitbestimmung eingebunden bleiben, auch wenn diese repräsentativ ist. 

 Darüber hinaus stärkt die betriebliche Mitbestimmung nicht nur die Stellung der 

Belegschaft als Ganzes, sondern auch die Stellung des einzelnen Arbeitnehmers gegenüber 

dem Management. Die Unterstützung durch den Betriebsrat erleichtert es dem einzelnen 

Arbeitnehmer, mit dem Management über den eigenen Arbeitsplatz zu kommunizieren und 
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sich gegen eine unfaire oder diskriminierende Behandlung zu wehren. Dies führt zum 

Aufweichen willkürlich-autoritärer Strukturen im Betrieb und trägt zu Arbeitsbeziehungen 

bei, die in stärkerem Maße durch Respekt vor der Würde der Beschäftigten gekennzeichnet 

sind. Solche Arbeitsbeziehungen tragen zu einem höheren Gefühl des Selbstwerts und der 

Selbstbestimmtheit bei (Sayer 2007). 

 Letztlich lässt sich die Frage, wie sich betriebliche Mitbestimmung auf das 

politische Interesse und die politischen Einstellungen von Beschäftigten auswirkt, nur 

empirisch beantworten. Für die empirische Analyse der politischen Folgewirkungen 

betrieblicher Mitbestimmung ist entscheidend, dass nicht jeder betriebsratsfähige Betrieb 

einen Betriebsrat hat. In der Tat ist in der Mehrzahl der betriebsratsfähigen Betriebe kein 

Betriebsrat vorhanden (Ellguth und Kohaut 2021). Es besteht kein genereller Zwang zur 

Einrichtung eines Betriebsrats. Das Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) räumt der 

Belegschaft eines Betriebs vielmehr die Möglichkeit ein, einen Betriebsrat zu wählen. Die 

Belegschaft kann von dieser Möglichkeit Gebrauch machen oder nicht. Liegen geeignete 

Datensätze vor, können Ökonomen ihr ökonometrisches Instrumentarium nutzen, um 

Beschäftigte in Betrieben mit und ohne Betriebsrat im Hinblick auf ihr politisches Interesse 

und ihre politischen Einstellungen miteinander zu vergleichen. 

 
2.2 Das politische Interesse von Beschäftigten 

Eine Demokratie konstituiert sich nicht nur durch ihre demokratischen Institutionen. Sie 

konstituiert sich insbesondere auch dadurch, dass sie von den Menschen in diesem Land 

gelebt wird. Das politische Interesse der Menschen ist dabei eine zentrale 

Grundvoraussetzung für die demokratische Teilhabe (Prior 2019). 
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 Vor diesem Hintergrund nutzt eine Studie von Jirjahn und Le (2024a) das Sozio-

oekonomische Panel (SOEP), um den Zusammenhang zwischen betrieblicher 

Mitbestimmung und dem politischen Interesse von Beschäftigten zu untersuchen. Die 

Studie zeigt, dass Beschäftigte mit einer höheren Wahrscheinlichkeit ein starkes Interesse 

an Politik haben, wenn sie in einem Betrieb mit Betriebsrat arbeiten. Dieses Ergebnis, das 

auch in Fixed-Effects-Schätzungen Bestand hat, kann als bestätigende Evidenz für die 

Political-Spillover-Theorie angesehen werden. 

 Dabei zeigt sich ein differenziertes Bild für Männer und Frauen. Ein signifikanter 

Zusammenhang zwischen Vorhandensein eines Betriebsrats und politischem Interesse 

findet sich nur für Männer, nicht aber für Frauen. Dies spricht dafür, dass es auch von den 

gesellschaftlichen Bedingungen außerhalb des Betriebs abhängt, inwieweit betriebliche 

Mitbestimmung in der Lage ist, ihre politische Aktivierungsfunktion zu entfalten. Nach 

wie vor existierende asymmetrische Geschlechterrollen scheinen eine politische 

Aktivierung eher bei Männern und weniger bei Frauen zu begünstigen (De Fries und 

OʼBrien 2022, Fraile und de Miguel Moyer 2022, Fraile und Gomez 2017, Fraile und 

Sánchez-Vitores 2020, Paxton und Hughes 2014, Staines 1980). 

 
2.3 Die Parteipräferenzen von Beschäftigten 

Aus theoretischer Sicht fördert die betriebliche Mitbestimmung nicht nur allgemein das 

politische Interesse von Beschäftigten, sondern lenkt ihr Interesse zudem in eine bestimmte 

politische Richtung. Ein stärkeres Bewusstsein für die politische Dimension von Arbeit 

sollte dazu führen, dass Beschäftigte Präferenzen für Parteien eintwickeln, die sich stärker 

für die Rechte von Arbeitnehmern einsetzen. Eine verstärkte Solidarität kann in eine 

ähnliche Richtung wirken und Präferenzen für Parteien fördern, die in stärkerem Maße die 
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Rechte von Arbeitnehmern und sozial benachteiligten Gruppen betonen. Darüber hinaus 

solte Solidarität die Neigung zu rechtsextremen Parteien verringern, wenn sie als 

generalisierte Solidarität die gesamte Arbeitnehmerschaft ungeachtet Herkunft, Religion 

und Ethnizität umfasst. 

 Eine zweite Studie von Jirjahn und Le (2024b), die ebenfalls auf dem SOEP basiert, 

liefert empirische Bestätigung für diese theoretischen Überlegungen. Die Studie zeigt, dass 

sich das Vorhandensein eines Betriebsrats positiv auf Präferenzen für die SPD und die 

Linke auswirkt, während sich die Neigung zu rechtsextremen Parteien (NPD/DVU/Die 

Rechte/Republikaner) verringert. Dieses Ergebnis, das auch in Fixed-Effects-Schätzungen 

Bestand hat, soll nicht so verstanden werden, dass es zu einer Verschiebung bestehender 

Präferenzen von rechtsextremen Positionen hin zur SPD oder gar zur Linken kommt. 

Vielmehr ist davon auszugehen, dass das Vorhandensein eines Betriebsrats dazu führt, dass 

sich bei Arbeitnehmern mit einer geringeren Wahrscheinlichkeit Präferenzen für 

rechtsextreme Parteien und mit einer höheren Wahrscheinlichkeit Präferenzen für die SPD 

oder die Linke herausbilden. Auch in dieser Studie zeigt sich, dass betriebliche 

Mitbestimmung eine Aktivierungsfunktion primär bei männlichen Beschäftigten hat. 

 
2.4 Zufriedenheit mit der Demokratie in Deutschland 

Es ist naheliegend, dass die politische Aktivierungs- und Sensibilisierungsfunktion 

betrieblicher Mitbestimmung die Beschäftigten kritischer gegenüber bestehenden sozialen 

und ökonomischen Verhältnissen macht (Mohrenweiser und Pfeifer 2026). Dabei kann 

betriebliche Mitbestimmung gleichzeitig aber auch das Vertrauen in die Demokratie 

stärken. Erleben die Beschäftigten, dass demokratische Prozesse vor Ort funktionieren und 

im Betrieb zu besseren Arbeitsbedingungen beitragen, dann kann dies zu mehr Vertrauen 
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führen, dass die Demokratie ebenfalls im Großen als politisches Organisationsprinzip 

funktioniert. Die Beschäftigten mögen zwar eine kritischere Einstellung gegenüber 

bestehenden Verhältnissen einnehmen. Sie werden zugleich aber mehr Zuversicht haben, 

dass die in der Gesellschaft existierenden ökonomischen und sozialen Probleme auf der 

Basis demokratischer politischer Prozesse gelöst werden können. 

 Pfeifer (2023) untersucht mit Daten des SOEP, wie sich betriebliche 

Mitbestimmung auf die Zufriedenheit von Beschäftigten mit der Demokratie in 

Deutschland auswirkt. Seine Untersuchung gelangt zu dem Ergebnis, dass Beschäftigte in 

der Tat zufriedener mit der Demokratie in Deutschland sind, wenn in ihrem Betrieb ein 

Betriebsrat existiert. Dieses Ergebnis, das auch in Instrumentalvariablenschätzungen 

Bestand hat, spricht dafür, dass betriebliche Mitbestimmung zu einer Stabilisierung der 

demokratischen politischen Ordnung beiträgt. 

 Der Zusammenhang zwischen dem Vorhandensein eines Betriebsrats und der 

Zufriedenheit mit der Demokratie zeigt sich sowohl für Männer als auch für Frauen. Dies 

mag auf den ersten Blick den Ergebnissen von Jirjahn und Le (2024a, 2024b) 

widersprechen, die einen geschlechtsspezifischen Einfluss bei der politischen 

Aktivierungsfunktion von betrieblicher Mitbestimmung nachweisen. Bei näherer 

Betrachtungsweise lassen sich die Resultate der verschiedenen Studien durchaus 

miteinander vereinbaren. Zufriendenheit mit der Demokratie sagt nichts darüber aus, ob 

jemand politisch interessiert und engagiert ist (Ezrow und Xezonakis 2016). Betriebliche 

Mitbestimmung mag generell die Zufriedenheit mit der Demokratie stärken, während ihre 

politische Aktivierungsfunktion von den gesellschaftlichen Rahmenbedingungen – wie 

z.B. asymmetrischen Geschlechterrollen – außerhalb des Betriebs abhängt. 
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2.5 Selbstwirksamkeit der Beschäftigten 

Die Untersuchungen von Jirjahn und Le (2024a, 2024b) und Pfeifer (2023) sprechen dafür, 

dass von der betrieblichen Mitbestimmung in der Tat politische Spillover-Effekte 

ausgehen. Wie wir in Abschnitt 2 gesehen haben, lassen sich politische Spillover-Effekte 

durch unterschiedliche Transmissionsmechanismen begründen. Ein Transmissionskanal 

kann darin bestehen, dass partizipative Entscheidungsstrukturen zu einer erhöhten 

Selbstwirksamkeit der Beschäftigten führen (Pateman 1970).  

 Jirjahn und Kiess (2026) nutzen Daten einer Befragung von Beschäftigten in 

Ostdeutschland, um den Zusammenhang zwischen betrieblicher Mitbestimmung und der 

von Beschäftigten wahrgenommenen Selbstwirksamkeit zu analysieren.5 Aufbauend auf 

Bandura (1995, 1997) unterscheidet die Autoren zwischen individueller und kollektiver 

 
5Eine soziologische Studie von Hövermann et al. (2025) untersucht den Zusammenhang zwischen 

Arbeitnehmerrepräsentation und dem Empfinden von „Voice“ für Beschäftigte in zehn EU-Staaten. 

Die Autoren behaupten, den Einfluss von Betriebsräten (Works Councils) zu analysieren 

(Hövermann et al. 2025: Kapitel 4). Allerdings vermengt ihre „Betriebsratsvariable“ die 

unterschiedlichsten Formen von Arbeitnehmerrepräsentation. Die Autoren können nicht zwischen 

Betriebsräten, Gewerkschaften oder anderen Repräsentationsformen unterscheiden. Die der 

“Betriebsratsvariable” zugrundeliegende Frage lautet (Hövermann et al. 2025: S. 21): “Does a trade 

union, works council or similar committee representing employees exist at your company or 

organization?”. Das Problem der “Betriebsratsvariable” wird besonders in den Schätzungen für 

Schweden deutlich – einem Land, in welchem es den Autoren zufolge gar keine Betriebsräte gibt 

(Hövermann et al. 2025: S. 9). Angesichts dieser Widersprüchlichkeiten ist nicht eindeutig, was in 

der Studie eigentlich gemessen wird. 
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Selbstwirksamkeit. Jirjahn und Kiess zeigen, dass Beschäftigte in Betrieben mit einem 

Betriebsrat nicht nur ein offeneres Klima wahrnehmen, welches die Diskussion sensibler 

Themen zulässt, ohne dass die Beschäftigten Repressalien befürchten müssen. Beschäftigte 

in Betrieben mit einem Betriebsrat empfinden auch eine größere kollektive 

Selbstwirksamkeit – das Gefühl gemeinsam in Betrieb etwas bewegen zu können. Diese 

Befunde sind besonders stark ausgeprägt für Gewerkschaftsmitglieder. Für 

Gewerkschaftsmitglieder ist das Vorhandensein eines Betriebsrats sogar mit einer höheren 

individuellen Selbstwirksamkeit verbunden – dem Gefühl im Betrieb selbst etwas 

bewirken zu können. Eine Breakpoint-Analyse (Diegert et al. 2025) spricht dafür, dass die 

Ergebnisse hinreichend robust gegenüber möglicher Endogenität sind. 

 Die Ergebnisse von Jirjahn und Kiess sind nicht nur deshalb interessant, weil sie 

einen wichtigen Transmissionskanal – Selbstwirksamkeit – aufzeigen, über den die 

betriebliche Mitbestimmung politische Spillover-Effekte entfaltet. Die Ergebnisse sind 

auch deshalb von Bedeutung, weil sie Evidenz für eine vielfach geäußerte Behauptung 

liefern, für die es bislang wenig Belege gab: Betriebliche Mitbestimmung befördert die 

Erfahrung von Demokratie am Arbeitsplatz. 

 
4. Diskussion 

4.1 Theoretische Implikationen 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die bislang vorliegenden Studien zur 

betrieblichen Mitbestimmung in Deutschland bestätigende Evidenz für die Political-

Spillover-Theorie liefern. Die Studien reihen sich in internationale Untersuchungen ein, 

die die Political-Spillover-Theorie in Ländern wie Australien, Kanada und den USA oder 

für Ländergruppen in Europa und Afrika im Kontext gewerkschaftlicher Organisierung 
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getestet haben (vgl. Jirjahn 2025 für einen Überblick). Diese Studien zeigen, dass eine 

gewerkschaftliche Organisierung von Arbeitnehmern u.a. mit einer höheren 

Wahlbeteiligung und einem höheren politischen Engagement einhergeht. Die Political-

Spillover-Theorie kann somit als wertvolle Erweiterung unserer 

arbeitsmarktökonomischen Perspektive angesehen werden. Damit stellt sich die Frage, wie 

die politische Spillover-Theorie in den ökonomischen Denkrahmen integriert werden kann. 

Zur Beantwortung dieser Frage müssen wir die verschiedenen Transmissionsmechanismen 

betrachten, die zur Begründung von politischen Spillover-Effekten herangezogen werden. 

 Wie in Abschnitt 2 des vorliegenden Beitrags ausgeführt wurde, besteht ein 

möglicher Transmissionskanal darin, dass partizipative Entscheidungsstrukturen den 

Erwerb politischer Fähigkeiten ermöglichen. Die lässt sich unmittelbar vor dem 

Hintergrund der Humankapitaltheorie als Learning by Doing oder Training on the Job 

interpretieren. So wird in der Politikwissenschaft in der Tat der Begriff des politischen 

Humankapitals verwendet (Turner-Zwinkels und Mills 2020). 

 Unvollständige Informationen und Informationsasymmetrien spielen in der 

ökonomischen Analyse eine zentrale Rolle. Man denke hier etwa an Entscheidungen unter 

Unsicherheit. Vor diesem Hintergrund lässt das erhöhte Bewusstsein für die politische 

Dimension von Arbeit, das Beschäftigte durch partizipative Entscheidungsstrukturen 

erlangen, als ein Informationsupdate interpretieren. Die Beschäftigten erhalten die 

Infomation, dass Arbeitsbedingungen veränderbar sind und von politischen 

Entscheidungen abhängen. Die Beschäftigten lernen somit, dass es große erwartete Erträge 

aus ihrem politischen Engagement gibt. 
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 Der Transmissionskanal der erhöhten Selbstwirksamkeit, den insbesondere 

Pateman (1970) in ihrer partizipativen Demokratietheorie in den Vordergrund gestellt hat, 

wird häufig als ein psychologischer Mechanismus interpretiert (Weber et al. 2020). Wie 

von Carter (2006) betont wird, hat Pateman (1971) an anderer Stelle jedoch selbst auf die 

kognitive Komponente von Selbstwirksamkeit hingewiesen. In der Tat lässt sich die 

erhöhte Selbstwirksamkeit von Beschäftigten, die aus partizipativen 

Entscheidungsstrukturen resultiert, sehr gut in den ökonomischen Denkrahmen integrieren. 

Hier bieten sich signaltheoretische Überlegungen an. Wenn Beschäftigte nur 

unvollständige Informationen über ihre eigenen politischen Fähigkeiten haben, dann 

werden sie die Signale, die sie u.a. aus ihrer Arbeitsumgebung erhalten, nutzen, um über 

sich selbst zu lernen (Benabou und Tirole 2003). Sie nehmen auf Basis dieser Signale, ein 

Informationsupdate der Einschätzung ihrer eigenen Fähigkeiten vor. Vor diesem 

theoretischen Hintergrund kann ein strikt autoritärer Arbeitsplatz als ein Instrument des 

Ego Bashing interpretiert werden. Ein solcher Arbeitsplatz signalisiert Beschäftigten, dass 

sie machtlos sind. Demgegenüber tragen partizipative Entscheidungsstrukturen zu Ego 

Boosting bei. Partizipative Entscheidungsstrukturen zeigen den Beschäftigten, dass sie die 

Macht und die Fähigkeit haben, Entscheidungen zu beeinflussen. 

 Ein weiterer möglicher Transmissionskanal besteht darin, dass die Beschäftigten 

unter partizipativen Entscheidungsstrukturen ein verstärktes Maß an Solidarität 

entwickeln, was die Bereitschaft erhöht, sich für soziale Belange einzusetzen. Die 

Beschäftigten lernen mehr über Bedürfnisse und sozialen Problemlagen anderer 

Arbeitnehmer. Dies kann als ein höheres Maß an Empathie interpretiert werden. 

Verhaltens- und neuroökonomische Studien zeigen, dass Empathie ein wichtiger Motivator 
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für prosoziales Verhalten ist, wenn Personen Informationen über die Notlagen anderer 

Menschen erhalten (Andries et al. 2024, Klimecki et al. 2016, Singer and Fehr 2005, Small 

and Loewenstein 2003). Also auch für unseren letzten Transmissionskanal spielen 

Informationen eine wichtige Rolle. Dabei ist die Art der Informationen von besonderer 

Bedeutung. Empathie stimuliert bei Personen insbesondere dann prosoziales Verhalten, 

wenn die Informationen über Notlagen nicht abstrakt sind, sondern die notleidenden 

Menschen konkret sichtbar werden und ihre Probleme nachvollziehbar sind. Partizipative 

Entscheidungsstrukturen, die den Austausch und die Interaktion der Beschäftigten 

untereinander fördern, tragen dazu bei, dass Arbeitnehmer konkrete und nachvollziehbare 

Informationen über soziale Problemlagen von ihren Kollegen erhalten. 

 Verstärkte Solidarität ergibt sich auch dann, wenn Beschäftigte auf der Basis einer 

intensiveren Kommunikation gemeinsame Interessenlagen erkennen und beginnen, sich 

mit der Arbeiterklasse zu identifizieren. Partizipative Entscheidungsstrukturen tragen in 

diesem Fall dazu bei, dass sich die soziale Identität der Beschäftigten verändert. In der 

Identitätsökonomik wird Identität als Bestandteil der Nutzenfunktion modelliert (Akerlof 

and Kranton 2000, Shayo 2020). Soziale Identität ist die Zugehörigkeit zu einer 

bestimmten sozialen Gruppe. Der Nutzen, den die Zugehörigkeit zu einer Gruppe stiftet, 

hängt zum einen positiv vom Status oder der Reputation dieser Gruppe und zum anderen 

negativ von der wahrgenommenen Distanz zu dieser Gruppe ab. Ein Individuum wählt die 

Gruppenzugehörigkeit und damit die Identität, die ihren Nutzen maximiert. Es gibt dabei 

einen Tradeoff zwischen dem Nutzenzuwachs aus der Zugehörigkeit zu einer Gruppe mit 

hohem sozialem Status und dem Nutzenverlust aus der wahrgenommenen Distanz zu dieser 

Gruppe. Vor diesem Hintergrund lässt sich argumentieren, dass das Bewusstsein 
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gemeinsamer Interessenlagen die Distanz zur Gruppe „Arbeiterklasse“ verringert und 

somit die Wahl der Zugehörigkeit zu dieser Gruppe begünstigt. Entscheidet sich ein 

Individuum für diese Gruppenzugehörigkeit, dann wählt es Aktivitäten, welche die Distanz 

zu dieser Gruppe verringern und den Status der Gruppe weiter erhöhen. Es ist naheliegend, 

dass ein verstärktes politisches Engagement zu diesen Aktivitäten zählt. 

 Alles in allem ergeben sich aus der bisherigen Diskussion zwei zentrale Einsichten. 

Auf der einen Seite machen politische Spillover-Effekte eine Erweiterung unserer 

arbeitsmarktökonomischen Perspektive erforderlich. Auf der anderen Seite lässt sich die 

Political-Spillover-Theorie sehr gut in unseren ökonomischen Denkrahmen integrieren. 

Die Humankapitaltheorie, die Informationsökonomik und die Erweiterung von 

Nutzenfunktionen um soziale Komponenten sind hier vielversprechende Ansatzpunkte. 

Die konkrete Ausformulierung der Political-Spillover-Theorie auf der Basis eines formal-

mathematischen Modells dürfte eine spannende Aufgabe für die künftige Forschung sein. 

 
4.2 Wirtschaftspolitische Implikationen 

Die Erweiterung der arbeitsmarktökonomischen Perspektive durch die Political-Spillover-

Theorie impliziert auch eine erweiterte arbeitsmarktpolitische Perspektive (Jirjahn 2024a, 

2025). Mitbestimmungsskeptiker werfen häufig die Frage auf, warum es überhaupt einer 

staatlichen Regelung in Form des BetrVG bedarf, um Mitbestimmung in Betrieben zu 

etablieren (Franz 2005). Die Antwort auf diese Frage ist, dass es bei der Einführung von 

Mitbestimmung eine Reihe von Marktfehlern gibt, die zu einer Unterversorgung mit 

Mitbestimmung durch den Markt führen und eine Regulierung durch den Staat erforderlich 

machen (Jirjahn und Smith 2018). Ein solcher Marktfehler liegt vor, wenn wir politische 

Spillover-Effekte betrachten, die die Funktionsfähigkeit des demokratischen Systems 
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stärken. Politische Spillover-Effekte lassen sich als positive externe Effekte auf das 

demokratische System interpretieren. D.h., betriebliche Mitbestimmung hat nicht nur 

Auswirkungen auf die jeweiligen betrieblichen Akteure, sondern auch einen 

gesamtgesellschaftlichen wohlfahrtssteigernden Effekt für die Demokratie in Deutschland. 

Die betrieblichen Akteure würden diesen positiven externen Effekt bei Verhandlungen 

über die Einführung und den Umfang von Mitbestimmung nicht in Rechnung stellen, so 

dass letztlich zu wenig Mitbestimmung etabliert würde. Durch eine gesetzliche 

Regulierung kann betriebliche Mitbestimmung in einem Umfang institutionalisiert werden, 

der die gesellschaftliche Wohlfahrt erhöht. 

 Die entscheidende Frage ist selbstverständlich, welches Maß an Mitbestimmung 

die gesellschaftliche Wohlfahrt maximiert. In der Literatur finden sich Posititionen, die die 

betriebliche Mitbestimmung als zu schwach ansehen und für eine weitreichende 

Demokratisierung der Arbeitswelt plädieren (Ferreras et al. 2022). Ein Problem dieser 

Positionen ist, dass sie die Demokratisierung der Arbeitswelt als Alles-oder-Nichts-Prinzip 

ansehen. Sie ignorieren, dass Demokratisierung eine Frage des Grades ist. Letzlich ist eine 

sorgfältige Abwägung aller gesellschaftlichen Nutzen und Kosten erforderlich, um den 

optimalen Grad an Mitbestimmung zu ermitteln. 

 Bei dieser Abwägung sind auch die ökonomischen Konsequenzen für Produktivität, 

Innovationen, Investitionen und Beschäftigung in Rechnung zu stellen. Hätte 

Mitbestimmung negative ökonomische Konsequenzen, dann würde sich ein Tradeoff 

zwischen diesen ökonomischen und den gesellschaftlichen Konsequenzen ergeben. Die 

bisherigen empirischen Befunde sprechen demgegenüber dafür, dass betriebliche 

Mitbestimmung neutrale bis positive ökonomische Effekte hat (Jirjahn und Smith 2018, 
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Mohrenweiser 2022). Dies eröffnet deutlich größere Spielräume für eine Erweiterung 

betrieblicher Mitbestimmung. Letztlich lässt sich die Frage, welches Maß an 

Mitbestimmung wohlfahrtsmaximierend ist, nur empirisch beantworten. Dies macht es 

erforderlich, dass mit der Stärkung von Mitbestimmung experimentiert wird und die 

Folgen einer systematischen wissenschaftlichen Evaluation unterzogen werden. 

Gesellschaftliche Verbesserungen lassen sich in einer offenen Gesellschaft nur durch 

soziales Experimentieren – d.h. durch Versuch und Irrtum – erzielen (Popper 1945). Die 

bislang vorliegenden empirischen Befunde belegen, dass ein solches Experimentieren 

durchaus lohnenswert sein könnte. Dabei ist sicherlich auch in Rechnung zu stellen, dass 

Mitbestimmung Lernprozesse erfordert und sich positive Folgen von Mitbestimmung erst 

nach einiger Zeit einstellen (Jirjahn et al. 2011). 

 Unter dem Gesichtspunkt einer Demokratisierung der Arbeitswelt ist insbesondere 

auch die Frage relevant, wie Mitbestimmung ausgestaltet werden kann, um die Aktivitäten 

von Betriebsräten noch stärker an die Belegschaft rückzubinden. Auf der einen Seite 

mögen Betriebsräte Spielräume benötigen, um mit dem Management effektiv verhandeln 

zu können. Auf der anderen Seite muss gewährleistet sein, dass Betriebsräte nicht losgelöst 

von den Interessen der Belegschaft agieren. Eine Rückbindung ihres Handelns an die 

Belegschaft sichert nicht nur die Unterstützung durch die Beschäftigten, sondern ist auch 

eine zentrale Voraussetzung dafür, dass die Beschäftigten Demokratie am Arbeitsplatz 

erleben. Unter wirtschaftspolitischen Gesichtspunkten stellt ist somit die zentrale Aufgabe 

sein, Mitbestimmung in einer Art und Weise zu stärken, dass sie zugleich effektiv ist und 

demokratische Prozesse im Betrieb fördert. 
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 Obgleich betriebliche Mitbestimmung eine wichtige gesellschaftliche Funktion 

ausübt, stellen eine Reihe von aktuellen Entwicklungen erhebliche Herausforderungen für 

die betriebliche Mitbestimmung dar, die wirtschaftspolitisch adressiert werden müssen. 

Der Anteil der Betriebe, die einen Betriebsrat haben, ist rückläufig (Ellguth und Kohaut 

2021). Gerade angesichts der Tatsache, dass die Mehrzahl der betriebsratsfähigen Betriebe 

keinen Betriebsrat hat, stellt sich die Frage, wie diesem Trend entgegengewirkt werden 

kann. 

 Grundsätzlich dürften zwei Problemlagen besondere wirtschaftspolitsche 

Aufmerksamkeit verdienen. Eine Problemlage besteht darin, dass sich ein Widerstand des 

Managements gegen Betriebsräte überproportional in eigentümergeleiteten Betrieben zeigt 

(Behrens und Dribbusch 2020, Jirjahn und Mohrenweiser 2016). Dies dürfte weniger mit 

ökonomischen Beweggründen, sondern eher mit einer Herr-im-Haus-Mentalität von 

Eigentümer-Managern zusammenhängen. Die zweite Problemlage besteht darin, dass 

betriebliche Mitbestimmung weniger gut in Betrieben funktioniert, die sich im Eigentum 

multinationaler ausländischer Unternehmen befinden (Jirjahn 2024b). 

 Abschließend ist darauf hinzuweisen, dass Wechselwirkungen zwischen den 

Spillover-Effekten betrieblicher Mitbestimmung und den politischen Rahmenbedinungen 

bestehen dürften. Ein politisches System mit einer funktionierenden Demokratie und die 

Demokratisierung des Arbeitslebens durch betriebliche Mitbestimmung dürften einander 

wechselseitig begünstigen. Es kann bezweifelt werden, dass Arbeitnehmerrepräsentation 

zu einer Demokratisierung des Arbeitslebens beiträgt, wenn das demokratische politische 

Umfeld schwindet und sich zunehmend ein autoritäres politisches Klima durchsetzt. Man 

denke etwa an Gewerkschaften in einem autokratischen Land wie China. Gewerkschaften 
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fungieren hier in der Regel als verlängerter Arm der Partei und nicht als Institution, die zu 

einer Demokratisierung führt (Zhu et al. 2011). Vor diesem Hintergrund ist zu erwarten, 

dass eine demokratische Dividende betrieblicher Mitbestimmung in Zukunft auch davon 

abhängen wird, wie sich die politische Lage in Deutschland entwickelt. In diesem 

Zusammenhang ist auf rechte Gruppen wie das Zentrum Automobil hinzuweisen, die 

versuchen, betriebliche Mitbestimmung für ihre Zwecke zu instrumentalisieren (Schroeder 

et al. 2019). Auch wenn diese Gruppen bislang nicht sehr erfolgreich gewesen zu sein 

scheinen und die betriebliche Mitbestimmung ein hohes Maß an Resilienz gezeigt hat, 

sollte diese Tendenz sorgfältig im Auge behalten werden. Die Betriebsratswahlen in 

diesem Jahr werden hier sicherlich sehr aufschlussreich sein. 

 
5. Schlussbemerkungen 

Der vorliegende Beitrag hat die gesellschaftlichen Konsequenzen von Arbeitsmärkten am 

Beispiel der betrieblichen Mitbestimmung verdeutlicht. Die vorliegenden theoretischen 

und empirischen Befunde sprechen dafür, dass die betriebliche Mitbestimmung eine nicht 

zu unterschätzende demokratische Dividende beinhaltet (Jirjahn 2024a). Weiterer 

Forschungsbedarf ist sicherlich angezeigt. So dürfte eine eingehendere Analyse der 

möglichen Transmissionskanäle zusätzliche wichtige Erkenntnisse liefern. Des Weiteren 

wäre es spannend, unterschiedliche Typen von Betriebsräten zu betrachten (Frege 2002). 

Die vorliegenden Ergebnisse zeigen, dass betriebliche Mitbestimmung im Großen und 

Ganzen eine demokratische Dividende abwirft. Dies schließt nicht aus, dass sich hierhinter 

Heterogenität verbirgt und es Betriebsräte gibt, die ihr Mandat in einer bürokratischen oder 

autoritären Art und Weise ausüben. 
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 Sicherlich gibt es viele weitere politische Spillover-Effekte von Arbeitsmärkten, 

denen sich die Forschung widmen könnte. Zu denken ist hier etwa an die aktuelle 

Diskussion um das Bürgergeld. Es stellt sich die Frage, was diese Diskussion mit dem 

gesellschaftlichen Zusammenhalt und mit den Menschen macht, die Bürgergeld beziehen. 

Die grundlegende Lehre, die wir aus der Political-Spillover-Theorie ziehen können, besteht 

darin, dass wir bei arbeitsmarktpolitischen Erwägungen nicht nur die Folgen für den 

Arbeitsmarkt, sondern auch die gesamtgesellschaftlichen Auswirkungen im Blick haben 

müssen. 
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